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A. Bericht des Abgeordneten Ruf 


Der Entwurf des Achten Rentenanpassungsgeset- 
zes ist in der 10. Plenarsitzung am 2. Dezember 1965 
ohne Aussprache an den Ausschuß für Sozialpolitik 
federführend und an den Haushaltsausschuß mit- 
beratend und nach § 96 GO überwiesen worden. 
Am gleichen Tage hat der Ausschuß für Sozialpoli- 
tik im Anschluß an seine Konstituierung in Anwe- 
senheit von Bundesarbeitsminister Katzer als ersten 
Gesetzentwurf das Achte Rentenanpassungsgesetz 
beraten und einstimmig verabschiedet. 

Allgemeiner Teil 

Nach § 1272 Abs. 1 und 2 der Reichsversicherungs- 
ordnung (§ 49 Abs. 1 und § 42 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes, § 71 des Reichsknappschafts- 
gesetzes) sind die Renten der gesetzlichen Renten- 
versicherungen bei Änderung der allgemeinen Be- 
messungsgrundlage durch Gesetz anzupassen. Das 
Achte Rentenanpassungsgesetz trägt diesen Bestim- 
mungen Rechnung. 

Die allgemeine Bemessungsgrundlage für die Be- 
rechnung von Renten der gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen aus Versicherungsfällen des Jahres 
1965 beträgt in den Rentenversicherungen der Ar- 
beiter und der Angestellten 7275 Deutsche Mark 
gegenüber 6717 Deutsche Mark für Renten aus Ver- 
sicherungsfällen des Jahres 1964, in der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung 7352 Deutsche Mark 
gegenüber 6788 Deutsche Mark im Jahre 1963. Sie 
hat sich damit von 1964 auf 1965 um 8,3 v. H. ver- 


ändert. Das Achte Rentenanpassungsgesetz sieht 
vor, die Renten aus den gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen, die auf Versicherungsfällen des Jahres 
1964 und früher beruhen, um diesen Vomhundert- 
satz zu erhöhen. 

Nach § 579 der Reichsversicherungsordnung sind 
in der gesetzlichen Unfallversicherung die vom Jah- 
resarbeitsverdienst abhängigen Geldleistungen bei 
Veränderungen der durchschnittlichen Bruttolohn- 
und -gehaltssumme durch Gesetz anzupassen. Die 
letzte Anpassung, die zum 1. Januar 1965 erfolgt 
ist, hat die Jahresarbeitsverdienste dem Stand der 
Entwicklung am 1. Januar 1963 angepaßt. Die Ver- 
änderung der Bruttolohn- und -gehaltssumme zwi- 
schen 1963 und 1964 beträgt 8,9 v. H. Um diesen 
Vomhundertsatz wurden die Geldleistungen der 
Unfallversicherung nach dem Achten Rentenanpas- 
sungsgesetz mit Wirkung vom 1. Januar 1966 an für 
die Unfälle erhöht, die im Jahre 1963 oder früher 
eingetreten sind. 

Die Mehraufwendungen für die Anpassung der 
Renten aus den gesetzlichen Rentenversicherungen 
und der Geldleistungen aus der Unfallversicherung 
betragen: 

Rentenversicherung der Arbeiter . . 1 035 Mio DM 
Rentenversicherung der Angestellten 530 Mio DM 
knappschaftliche Rentenversicherung 210 Mio DM 
Unfallversicherung 125 Mio DM 

zusammen ... 1 900 Mio DM 
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Von den Mehraufwendungen gehen 210 Mio DM 
für die knappschaftliche Rentenversicherung zu 
Lasten des Bundes. Von den Mehraufwendungen 
der Unfallversicherung gehen 8 Mio DM zu Lasten 
des Bundes, 2,5 Mio DM zu Lasten der Länder und 
2,5 Mio DM zu Lasten der Gemeinden. Im übrigen 
werden die Mehraufwendungen von den Trägern 
der Rentenversicherung der Arbeiter, der Angestell- 
ten und der gesetzlichen Unfallversicherung getra- 
gen. Mit diesem Rentenanpassungsgesetz werden die 
Renten aus den Rentenversicherungen seit der Ren- 
tenreform im Jahre 1957 um rund 70 v. H. ansteigen. 

Der mitberatende Haushaltsausschuß hat in seiner 
Sitzung am 6. Dezember 1965 beschlossen, dem Ge- 
setzentwurf in der vom Ausschuß für Sozialpolitik 
beschlossenen Fassung zuzustimmen. 


Besonderer Teil 

Erster Abschnitt — Die Anpassung der Renten aus 
der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung — 

Zu §§ 1 bis 8 

Zu § 5 stellte die Fraktion der SPD den Antrag, 
auch den Sonderzuschuß in die Anpassung mit ein- 
zubeziehen. Zur Begründung wurde geltend ge- 
macht, das Sonderzuschußrenten oftmals sehr nied- 
rig seien. Der Antrag wurde mit der Begründung 
abgelehnt, daß die Rentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetze diesen Rentenbestandteil von Anpas- 
sungen ausnehmen, weil er nicht lohnbezogen sei. 

Dagegen wurde auf Antrag der Fraktionen der 
CDU/CSU und der FDP einstimmig beschlossen, dem 
§ 4 einen weiteren Absatz anzufügen. Der Regie- 
rungsentwurf sieht in § 5 Abs. 4 in Übereinstim- 
mung mit den bisherigen Rentenanpassungsgeset- 
zen vor, Renten nach Artikel 2 § 42 usw. in der 
Weise anzupassen, daß als Sonderzuschuß stets 
ein Betrag von 21 DM bei Versichertenrenten und 
14 DM bei Hinterbliebenenrenten abzusetzen ist. 
Dadurch können Benachteiligungen in den Fällen 
eintreten, in denen der Sonderzuschuß geringer war. 
Dieses Anpassungsverfahren war dadurch bedingt, 
daß nicht in allen Fällen der Sonderzuschuß in seiner 
tatsächlichen Höhe festgehalten worden ist. Die 
Rentenversicherungsträger sind jetzt in der Lage, 
im Wege des Anpassungsverfahrens den Betrag zu 
ermitteln, der diesen Versicherten bei einer Berech- 
nung der Rente nach neuem Recht zustehen würde. 
Es erscheint gerechtfertigt, diese jetzt gegebene 
Möglichkeit zugunsten der Versicherten zu nutzen. 
Der Charakter der in Betracht kommenden Renten 
bleibt unberührt; es handelt sich lediglich um eine 
besondere Berechnungsweise im Rahmen der Ren- 
tenanpassung, die an der einmal durchgeführten 
Vergleichsberechnung nichts ändert. 

Auf Antrag aller Fraktionen wurde einstimmig 
beschlossen, zum Zwecke der Klarstellung den § 7 


Abs. 2 zu ergänzen. Dabei war die Überlegung 
maßgebend, daß die bloße Bezugnahme auf das be- 
reits außer Kraft getretene saarländische Gesetz 
Nr. 345 erstmalig beim 8. RAG zu Zweifeln Anlaß 
geben und eine reibungslose Durchführung des Ge- 
setzes in Frage stellen könnte. 

Im übrigen fanden die Vorschriften des Ersten 
Abschnitts des Entwurfs die einstimmige Billigung 
aller Fraktionen. 


Zweiter Abschnitt — Die Anpassung der Renten 
aus der gesetzlichen Unfall- 
versicherung — 

Zu §§ 9 bis 11 

In den Vorschriften dieses Abschnittes sind keine 
Abänderungsvorschläge gemacht worden. Der Aus- 
schuß ist dem Entwurf der Bundesregierung gefolgt. 
Dieser schließt an die Bestimmungen des Siebten 
Rentenanpassungsgesetzes an. 


Dritter Abschnitt — Gemeinsame Vorschriften und 
Schlußvorschriften — 

Zu §§ 12 bis 16 

Zu § 13 stellte die Fraktion der SPD den Antrag, 
die Befristung des Anrechnungsverbots bis zum Mai 
1966 fallenzulassen. Zur Begründung wurde ausge- 
führt, daß es von den Rentnern vielfach nicht ver- 
standen werde, wenn ihnen Verbesserungen auf 
Grund der Rentenanpassungsgesetze bei anderen 
Leistungen angerechnet würden; der Antrag wurde 
abgelehnt. Die Ausschußmehrheit war der Ansicht, 
daß die Frage der Anrechnung auf andere Sozial- 
leistungen nicht ein Problem der Anpassungsgesetze 
sei. Das in § 13 des Entwurfs vorgesehene Anrech- 
nungsverbot für die Monate Januar bis Mai 1966 
finde seine Rechtfertigung allein in verwaltungstech- 
nischen Erwägungen. Durch einen Ausschluß der An- 
rechnung würde man in die Gesetze, die sie vorse- 
hen, eingreifen. Ob und inwieweit eine Anrechnung 
stattzufinden habe, könne nur in den einzelnen Ge- 
setzen geregelt werden. Ein unbeschränktes Anrech- 
nungsverbot im Rentenanpassungsgesetz hätte zur 
Folge, daß die Empfänger von Leistungen, bei denen 
eine Anrechnung vorgesehen ist, bei der Berücksich- 
tigung von sonstigen Einkommen unterschiedlich be- 
handelt würden. 

Auf Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und der 
FDP beschloß der Ausschuß einstimmig, auch die Bei- 
hilfen zum Lebensunterhalt nach dem Gesetz über 
Hilfsmaßnahmen für Deutsche aus der sowjetischen 
Besatzungszone Deutschlands und dem sowjetisch 
besetzten Sektor von Berlin vom 15. Juli 1965 von 
der Anrechnung auszunehmen. 

Im übrigen wurden die Vorschriften der §§ 12 
bis 16 einstimmig gebilligt. 


Bonn, den 6. Dezember 1965 

Ruf 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/20 — in der aus 
der nachstehenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 6. Dezember 1965 

Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Dr. Schellenberg Ruf 

Geschäftsführender Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Achten Gesetzes über die Anpassung der Renten aus den gesetz- 
lichen Rentenversicherungen sowie über die Anpassung der 
Geldleistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung 
(Achtes Rentenanpassungsgesetz — 8. RAG) 

— Drucksache V/20 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Sozialpolitik 

(18. Ausschuß) 


E n t w u r 1 


Entwurf eines Achten Gesetzes 
über die Anpassung der Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen sowie über die Anpassung der 
Geldleistungen aus der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung (Achtes Rentenanpassungsgesetz — 8. RAG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Anpassung der Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen 

§ 1 

(1) In den gesetzlichen Rentenversicherungen 
werden aus Anlaß der Veränderung der allgemeinen 
Bemessungsgrundlage für das Jahr 1965 die Ver- 
sicherten- und Hinterbliebenenrenten aus Versiche- 
rungsfällen, die im Jahre 1964 oder früher eingetre- 
ten sind, für Bezugszeiten vom 1. Januar 1966 an 
nach Maßgabe der §§ 2 bis 8 angepaßt. 

(2) Zu den Renten im Sinne des Absatzes 1 ge- 
hören auch die nach Artikel 2 § 38 Abs. 3 Satz 1 
und 2 des Arbeiterrentenversicherungs-Neurege- 
lungsgcsetzes und Artikel 2 § 37 Abs. 3 Satz 1 
und 2 des Angestelltenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes im Jahre 1965 erhöhten Renten, die Knapp- 
schaftsausgleichsleistung nach § 98 a des Reichs- 
knappschaftsgesetzes und die Leistung nach §§ 27, 28 
des Sozialversicherungs-Angleichungsgesetzes Saar 
vom 15. Juni 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 402). 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 


Entwurf eines Achten Gesetzes 
über die Anpassung der Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen sowie über die Anpassung der 
Geldleistungen aus der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung (Achtes Rentenanpassungsgesetz — 8. RAG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Anpassung der Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen 

§ 1 

unverändert 
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Entwurf BeschlüssedeslS. Ausschuss es 

(3) Absatz 1 findet auf den Knappschaftssold 
keine Anwendung. 


§ 2 § 2 

(1) Renten, die nach §§ 1253 ff. der Reichsver- unverändert 

Sicherungsordnung, §§ 30 ff. des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes oder §§ 53 ff. des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes berechnet sind, sind so anzupassen, 

daß sich eine Rente ergibt, wie sie sich nach An- 
wendung der Kürzungs- und Ruhensvorschriften er- 
geben würde, wenn die Rente ohne Änderung der 
übrigen Berechnungsfaktoren unter Zugrundelegung 
der allgemeinen Bemessungsgrundlage für das Jahr 
1965 und der Beitragsbemessungsgrenze für dieses 
Jahr berechnet werden würde; Abweichungen in- 
folge Abrundungen sind zulässig. § 1282 Abs. 2 der 
Reichsversicherungsordnung, § 59 Abs. 2 des An- 
gestelltenversicherungsgesetzes oder § 79 Abs. 2 
des Reichsknappschaftsgesetzes gilt nicht in den 
Fällen, in denen §§ 1278, 1279 der Reichsversicbe- 
rungsordnung, §§ 55, 56 des Angestelitenversiche- 
rungsgesetzes oder §§ 75, 76 des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes angewendet worden sind. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Renten, bei denen 
§ 1268 Abs. 2 Satz 2 der Reichsversicherungsord- 
nung, § 45 Abs. 2 Satz 2 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes, § 69 Abs. 2 Satz 2 des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes, Artikel 2 § 38 Abs. 3 Satz 4 zweiter 
Halbsatz des Arbeiterrentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes oder Artikel 2 § 37 Abs. 3 Satz 4 
zweiter Halbsatz des Angestelltenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes angewendet worden ist. 

(3) Absatz 1 gilt entsprechend für Renten der 
knappschaftlichen Rentenversicherung, die nach Ar- 
tikel 2 § 24 Abs. 5 des Knappschaftsrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes gezahlt werden. 


§ 3 § 3 

(1) Renten nach Artikel 2 §§ 32 bis 35 des Arbei- unverändert 

terrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes oder 

Artikel 2 §§ 31 bis 34 des Angestelltenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes sind so anzupassen, daß sich 
eine Rente ergibt, wie sie sich nach Anwendung 
der Ruhensvorschriften ergeben würde, wenn die 
Rente erneut umgestellt und dabei vor Anwendung 
der Ruhensvorschriften der ungekürzte Renten- 
betrag ohne Kinderzuschuß für jedes Kind und ohne 
Steigerungsbeträge aus Beiträgen der Höherver- 
sicherung mit 1,6994 vervielfältigt und der Kinder- 
zuschuß für jedes Kind nach der allgemeinen Be- 
messungsgrundlage für das Jahr 1965 berechnet 
werden würde; Abweichungen infolge Abrundungen 
sind zulässig. § 2 Abs. 1 Satz 2 ist anzuwenden. 

(2) Artikel 2 § 34 des Arbeiterrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes und Artikel 2 § 33 
des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgeset- 
zes sind mit der Maßgabe anzuwenden, daß an 
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Entwurf Beschlüsse des 18. Ausschusses 

Stelle der in diesen Vorschriften genannten Werte 
die nachstehenden Werte zugrunde zu legen sind: 


Bei einer 

V ersicherungsdauer 
von Jahren 

Versicherten- 

renten 

DM/Monat 

Witwen- und 
Witwerrenten 
DM/Monat 

50 und mehr 

900,00 

540,00 

49 

882,00 

529,20 

48 

864,00 

518,40 

47 

846,00 

507,60 

46 

828,00 

496,80 

45 

810,00 

486,00 

44 

792,00 

475,20 

43 

774,00 

464,40 

42 

756,00 

453,60 

41 

738,00 

442,80 

40 und weniger 

720,00 

432,00 


(3) Die Verordnung über die Anwendung der 
Ruhensvorschriften der Reichsversicherungsordnung 
und des Angestelltenversicherungsgesetzes auf um- 
zustellende Renten der Rentenversicherungen der 
Arbeiter und Angestellten vom 9. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 704) findet mit der Maßgabe Anwen- 
dung, daß in § 1 Abs. 3 und § 2 Abs. 4 der Verord- 
nung an die Stelle des Betrages von 7650,00 Deut- 
sche Mark der Betrag von 12 240,00 Deutsche Mark, 
in § 3 Abs. 1 der Verordnung an die Stelle des Be- 
trages von 171,60 Deutsche Mark der Betrag von 
291,30 Deutsche Mark, an die Stelle des Betrages 
von 471,60 Deutsche Mark der Betrag von 801,10 
Deutsche Mark und in § 3 Abs. 2 der Verordnung 
an die Stelle des Betrages von 4281,00 Deutsche 
Mark der Betrag von 7275,00 Deutsche Mark tritt. 


§ 4 § 4 

(1) Die übrigen Renten werden in der Weise an- (1) unverändert 
gepaßt, daß der nach § 5 zu ermittelnde An- 
passungsbetrag mit 1,083 vervielfältigt wird; dem 

sich dadurch ergebenden Betrag sind der Kinder- 
zuschuß und die der Anpassung nicht unterliegen- 
den Rententeile wieder hinzuzufügen. Der Lei- 
stungszuschlag der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung und der nach § 75 Abs. 1 Satz 2 des 
Reichsknappschaftsgesetzes zu belassende Betrag 
sind mit 1,071 zu vervielfältigen. Der Kinder- 
zuschuß für jedes Kind ist nach der allgemeinen 
Bemessungsgrundlage des Jahres 1965 zu berechnen. 

(2) Renten nach Absatz 1, die mit einer Rente (2) unverändert 
aus der gesetzlichen Unfallversicherung Zusammen- 
treffen und auf die §§ 1278, 1279 der Reichsversiche- 
rungsordnung, §§ 55, 56 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes oder §§ 75, 76 des Reichsknappschafts- 
gesetzes anzuwenden sind, sind so anzupassen, daß 

sie mindestens den Betrag erreichen, der sich ergibt 
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Entwurf Beschlüsse des 18. Ausschusses 

a) bei Renten aus Versicherungsfällen nach 
dem 31. Dezember 1956 und bei Renten 
mit Leistungen oder Leistungsanteilen aus 
der knappschaftlichen Rentenversicherung, 
wenn sie nach § 2, 

b) bei den übrigen Renten aus Versicherungs- 
fällen vor dem 1. Januar 1957, wenn sie 
nach § 3 

angepaßt werden würden. 

(3) Renten, die nach Artikel 2 § 42 des Arbeiter- 
rentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes, Artikel 2 
§ 41 des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsge- 
setzes und Artikel 2 § 1 1 des Knappschaftsrentenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes berechnet sind, 
sind so anzupassen, daß sie mindestens den Betrag 
erreichen, der sich ergeben würde, wenn bei ihrer 
Berechnung Artikel 2 § 42 des Arbeiterrentenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes, Artikel 2 § 41 
des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgeset- 
zes oder Artikel 2 § 11 des Knappschaftsrentenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes nicht angewandt 
worden wäre und sie nach § 2 angepaßt werden wür- 
den. 


§ 5 § 5 

(1) Anpassungsbetrag ist in den Fällen des §4 unverändert 

der Rentenzahlbetrag für Januar 1966 ohne Kinder- 
zuschuß für jedes Kind, vermindert um den Sonder- 
zuschuß und die Steigerungsbeträge aus Beiträgen 

der Höherversicherung. In der knappschaftlichen 
Rentenversicherung vermindert sich der Rentenzahl- 
betrag außerdem um den Leistungszuschlag und den 
nach § 75 Abs. 1 Satz 2 des Reichsknappschafts- 
gesetzes zu belassenden Betrag. 

(2) Bei Renten, auf die § 6 Abs. 1 des Siebenten 
Rentenanpassungsgesetzes vom 23. Dezember 1964 
(Bundesgesetzbl. I S. 1085) anzuwenden war, ist 
Anpassungsbetrag der Betrag, der sich nach An- 
wendung des § 4 Abs. 1 erster Halbsatz des Sieben- 
ten Rentenanpassungsgesetzes ergibt. An Stelle des 
Rentenzahlbetrages für Januar 1965 tritt der Renten- 
zahlbetrag für Januar 1966. 

(3) In den Fällen, in denen für Januar 1966 keine 
Rente gezahlt worden ist oder sich der Zahlbetrag 
der Rente nach dem 31. Dezember 1965 ändert, tritt 
an die Stelle des Rentenzahlbetrages im Sinne des 
Absatzes 1 der Betrag, der für Januar 1966 zu zahlen 
gewesen wäre, wenn die Voraussetzungen für die 
Erfüllung des Anspruchs damals bestanden hätten. 

(4) Bei Renten, die nach Artikel 2 § 42 des 
Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes, 

Artikel 2 § 41 des Angestelltenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes und Artikel 2 § 11 des Knapp- 
schaftsrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes 
berechnet sind, gelten als Sonderzuschuß die Beträge 
von 21 Deutsche Mark bei Versichertenrenten und 
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Entwurf Beschlüssedesl 8. Ausschusses 

14 Deutsche Mark bei Hinterbliebenenrenten. Ist 
in den Fällen des Satzes 1 bei der Berechnung einer 
Versicherten- und einer Hinterbliebenenrente des- 
selben Berechtigten ein Sonderzuschuß zu berück- 
sichtigen gewesen, so gilt als Sonderzuschuß der 
Betrag von 21 Deutsche Mark. 


§ 6 

(1) Bei Renten aus der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Rentenversicherung der Angestell- 
ten, die nach § 4 angepaßt werden, findet Artikel 2 
§ 34 des Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes oder Artikel 2 § 33 des Angestelltenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes unter Zugrunde- 
legung der Werte nach § 3 Abs. 2 Anwendung. 

(2) Versichertenrenten der knapp schaftlichen 
Rentenversicherung ohne Kinderzuschuß und ohne 
Leistungszuschlag, die nach § 4 angepaßt werden, 
dürfen die für den Versicherten maßgebende Ren- 
tenbemessungsgrundlage nicht übersteigen. Satz 1 
gilt bei Hinterbliebenenrenten mit der Maßgabe, daß 
an die Stelle der für den Versicherten maßgebenden 
Rentenbemessungsgrundlage bei den Renten nach 
§§ 64, 65, 66 des Reichsknappschaftsgesetzes sechs 
Zehntel, bei Renten an Halbwaisen ein Zehntel und 
bei Renten an Vollwaisen ein Fünftel der für den 
Versicherten maßgebenden Rentenbemessungs- 
grundlage tritt. 

(3) Versichertenrenten — ohne Kinderzuschuß 
und ohne Leistungszuschlag — sowie Hinterbliebe- 
nenrenten aus Versicherungsfällen nach dem 31. De- 
zember 1956, die mit einer Rente aus der gesetz- 
lichen Unfallversicherung Zusammentreffen und nach 
§ 4 angepaßt werden, dürfen zusammen die in 
§§ 1278, 1279 der Reichsversicherungsordnung, §§ 55, 
56 des Angestelltenversicherungsgesetzes oder die 
in §§ 75, 76 des Reichsknappschaftsgesetzes genann- 
ten Grenzbeträge, die bei einer Berechnung der 
Renten nach § 2 zu berücksichtigen sind, nicht über- 
schreiten. Satz 1 gilt auch für Renten aus Versiche- 
rungsfällen vor dem 1. Januar 1957, wenn Leistun- 
gen oder Leistungsanteile aus der knappschaftlichen 
Rentenversicherung zu gewähren sind. 

(4) Die übrigen Renten aus Versicherungsfällen 
vor dem 1. Januar 1957, die mit einer Rente aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung Zusammentreffen 
und nach § 4 angepaßt werden, dürfen zusammen 
die in §§ 1278, 1279 der Reichsversicherungsordnung 
oder die in §§ 55, 56 des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes genannten Grenzbeträge, die bei der Be- 
rechnung der Rente nach § 3 zu berücksichtigen 
sind, nicht überschreiten. 


§ 6 

unverändert 


§ 7 § 7 

(1) Leistungen nach § 27 des Sozialversicherungs- (1) unverändert 
Angleichungsgesetzes Saar vom 15. Juni 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 402) sind so anzupassen, daß sich 
ein Zahlbetrag ergibt, wie er sich bei Anwendung 
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des saarländischen Gesetzes Nr. 345 in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 29. Juli 1953 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 520) und der Vorschriften dieses 
Gesetzes unter Zugrundelegung der bisherigen Ver- 
sicherungszeiten ergeben würde. 

(2) Leistungen nach § 28 des Sozialversicherungs- 
Angleidiungsgesetzes Saar vom 15. Juni 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 402) sind so anzupassen, daß sich 
ein Zahlbetrag ergibt, wie er sich bei Anwendung 
der §§ 4 bis 6 dieses Gesetzes auf die nach den 
Grundsätzen des saarländischen Gesetzes Nr. 345 in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juli 1953 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 520) errechnete Ver- 
gleichsleistung ergeben würde. 


§ 8 

Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten im Saar- 
land unter Berüdcsichtigung der Fassung, in der die 
in den §§ 1 bis 7 aufgeführten Vorschriften im 
Saarland anzuwenden sind, und zwar auch für Ren- 
ten, die nach Artikel 2 § 15 des Gesetzes Nr. 591 zur 
Einführung des Arbeiterrentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes im Saarland vom 13. Juli 1957 
(Amtsblatt des Saarlandes S= 779), Artikel 2 § 17 
des Gesetzes Nr. 590 zur Einführung des Angestell- 
tenversicherungs-Neuregelungsgesetzes im Saarland 
vom 13. Juli 1957 (Amtsblatt des Saarlandes S. 789) 
und Artikel 4 § 9 des Gesetzes Nr. 635 zur Einfüh- 
rung des Reichsknappschaftsgesetzes und des Knapp- 
schaftsrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes 
im Saarland vom 18. Juni 1958 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 1099) gewährt werden. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Anpassung der Geldleistungen 
aus der gesetzlichen Unfallversicherung 

§ 9 

(1) In der gesetzlichen Unfallversicherung werden 
aus Anlaß der Veränderungen der durchschnittlichen 
Bruttolohn- und -gehaltsumme zwischen den Kalen- 
derjahren 1963 und 1964 die vom Jahresarbeitsver- 
dienst abhängigen Geldleistungen für Unfälle, die 
im Jahre 1963 oder früher eingetreten sind, für Be- 
zugszeiten vom 1. Januar 1966 an nach Maßgabe der 
§§ 10 und 11 angepaßt. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, 

soweit die Geldleistungen in der landwirt- 
schaftlichen Unfallversicherung nach einem 
durchschnittlichen Jahresarbeitsverdienst be- 
rechnet sind. 


Beschlüsse des 18 . Ausschusses 


(2) Leistungen nach § 28 des Sozialversicherungs- 
Angleichungsgesetzes Saar vom 15. Juni 1963 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 402) sind so anzupassen, daß sich 
ein Zahlbetrag ergibt, wie er sich bei einer den § 28 
des Sozialversicherungs-Angleichungsgesetzes Saar 
berücksichtigenden Anwendung der §§ 4 bis 6 dieses 
Gesetzes auf die nach den Grundsätzen des saarlän- 
dischen Gesetzes Nr. 345 in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 29. Juli 1953 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 520) errechnete Vergleichsleistung er- 
geben würde. 

§ 8 

unverändert 


ZWEITER ABSCHNITT 

Anpassung der Geldleistungen 
aus der gesetzlichen Unfallversicherung 

§ 9 

unverändert 


sow^eit die Geldleistungen auf Grund des § 12 
Abs. 2 des Siebenten Rentenanpassungsge- 
setzes gewährt werden. 
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(3) Als Geldleistung im Sinne des Absatzes 1 gilt 
auch eine Leistung nach § 27 des Sozialversiche- 
rungs-Angleichungsgesetzes Saar vom 15. Juni 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 402), die von einem Träger der 
gesetzlichen Unfallversicherung zu gewähren ist. 

(4) In den Fällen der §§ 565, 566 der Reichsver- 
sicherungsordnung in der Fassung des Sechsten 
Gesetzes über Änderungen in der Unfallversiche- 
rung vom 9. März 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 107) 
und in den Fällen der §§ 573, 577 der Reichsver- 
sicherungsordnung in der Fassung des Gesetzes zur 
Neuregelung des Rechts der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung vom 30. April 1963 (Bundesgesetzbl. I 
S. 241) gilt als Unfalljahr das Jahr, für das der 
Jahresarbeitsverdienst zuletzt festgesetzt worden 
ist. 

§ 10 § 

(1) Die Geldleistungen werden in der Weise an- unvei 

gepaßt, daß sie nach einem mit 1,089 vervielfältigten 
Jahresarbeitsverdienst berechnet werden. Für die 

nach § 27 des Sozialversicherungs-Angleichungs- 
gesetzes Saar vom 15. Juni 1963 (Bundesgesetzbl. I 
S. 402) zu gewährenden Geldleistungen gilt als 
Jahresarbeitsverdienst der Betrag, der ohne eine 
Kürzung nach § 9 des saarländischen Gesetzes 
Nr. 345 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. Juli 1953 (Amtsblatt des Saarlandes S. 520) der 
Geldleistung zugrunde liegt. 

(2) Soweit für Unfälle, die im Jahre 1963 ein- 
getreten sind, der Jahresarbeitsverdienst nach dem 
Ortslohn berechnet ist, werden die Geldleistungen 
in der Weise angepaßt, daß sie nach einem mit 
1,259 vervielfältigten Jahresarbeitsverdienst be- 
rechnet werden. 

(3) Soweit die Geldleistungen auf Grund eines 
Jahresarbeitsverdienstes berechnet werden, dessen 
Betrag in der Satzung des Versicherungsträgers 
zahlenmäßig festgesetzt ist, werden sie in der Weise 
angepaßt, daß sie auf Grund des am 1. Januar 1964 
maßgeblichen Betrages berechnet werden. 


§ 11 § 

Der vervielfältigte Jahresarbeitsverdienst darf unvei 

den Betrag von 36 000 Deutsche Mark nicht über- 
steigen, es sei denn, daß gemäß § 575 Abs. 2 Satz 2 
und 3 der Reichsversicherungsordnung ein höherer 
Betrag bestimmt worden ist. In diesem Falle tritt an 
die Stelle des Betrages von 36 000 Deutsche Mark 
der höhere Betrag. 


18 . Ausschusses 


10 

ändert 


11 

ändert 
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Gemeinsame Vorschriften und 
Schluß Vorschriften 

§ 12 

(1) Renten aus den Rentenversicherungen der 

Arbeiter und der Angestellten, die nach §§ 2 und 3 
anzupassen sind, Renten mit Leistungen oder Lei- 
stungsanteilen aus der knappschaftlichen Renten- 
versicherung und Renten nach Artikel 2 § 42 des 
Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes 
und Artikel 2 § 41 des Angestelltenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes, die mit einer Rente aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung Zusammentreffen, 
dürfen nach Anwendung der §§ 1278, 1279 

der Reichsversicherungsordnung, §§ 55, 56 des Ange- 
stelltenversicherungsgesetzes und §§ 75, 76 des 
Reichsknappschaftsgesetzes zusammen mit der Rente 
aus der Unfallversicherung den Betrag nicht unter- 
schreiten, der als Summe beider Renten für Dezem- 
ber 1963 gezahlt worden ist; Kinderzuschüsse und 
Kinderzulagen bleiben unberücksichtigt, Satz 1 gilt 
auch in den Fällen des § 1282 Abs. 1 der Reichsver- 
sicherungsordnung, § 59 Abs. 1 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes und § 79 Abs. 1 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes. Ergibt in den übrigen Fällen 
die Anpassung nach dem Ersten Abschnitt keinen 
höheren als den bisherigen Zahlbetrag, so ist dieser 
weiterzuzahlen. 

(2) Ist eine Geldleistung der gesetzlichen Unfall- 
versicherung, die auf Grund der bisherigen gesetz- 
lichen Vorschriften festgestellt worden ist oder hätte 
festgestellt werden müssen, höher, als sie bei der 
Anpassung nach dem Zweiten Abschnitt sein würde, 
so ist dem Berechtigten die höhere Leistung zu ge- 
währen. 

§ 13 

(1) Soweit bei Versorgungsbezügen nach dem 
Bundesversorgungsgesetz und den Gesetzen, die das 
Bundesversorgungsgesetz für anwendbar erklären, 
der Kriegsschadenrente und den Beihilfen zum 
Lebensunterhalt nach dem Lastenausgleichsgesetz, 
den Leistungen nach dem Bundesentschädigungs- 
gesetz, dem Bundessozialhilfegesetz und dem Ge- 
setz für Jugendwohlfahrt, dem Wohngeld (Miet- und 
Lastenzuschüsse) nach dem Wohngeldgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 1. April 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 177) und den Bundes- 
beihilfen zum Ausgleich von Härten im Rahmen 
der betrieblichen Altersfürsorge nach den Richt- 
linien vom 17. Oktober 1951 (Bundesanzeiger 
Nr. 204 vom 20. Oktober 1951) die Gewährung 
oder die Höhe der Leistungen von anderem Ein- 
kommen abhängig ist, bleiben die Erhöhungsbeträge, 
die für die Monate Januar bis einschließlich Mai 
1966 auf Grund der Vorschriften dieses Gesetzes zu 
leisten sind, für den genannten Zeitraum bei den 
Ermittlungen des Einkommens unberücksichtigt. Die 


Beschlüsse des 18, Ausschusses 

DRITTER ABSCHNITT 

Gemeinsame Vorschriften und 
Schlußvorschriften 

§ 12 

unverändert 


§ 13 

(1) Soweit bei Versorgungsbezügen nach dem 
Bundesversorgungsgesetz und den Gesetzen, die das 
Bundesversorgungsgesetz für anwendbar erklären, 
der Kriegsschadenrente und den Beihilfen zum 
Lebensunterhalt nach dem Lastenausgleichsgesetz, 
den Beihilfen zum Lebensunterhalt nach dem Gesetz 
über Hilfsmaßnahmen für Deutsche aus der sowjeti- 
schen Besatzungszone Deutschlands und dem sowje- 
tisch besetzten Sektor von Berlin, den Leistungen 
nach dem Bundesentschädigungsgesetz, dem Bun- 
dessozialhilfegesetz und dem Gesetz für Jugend- 
wohlfahrt, dem Wohngeld (Miet- und Lastenzu- 
schüsse) nach dem Wohngeldgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 1. April 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 177) und den Bundesbeihilfen zum Aus- 
gleich von Härten im Rahmen der betrieblichen Al- 
tersfürsorge nach den Richtlinien vom 17. Oktober 
1951 (Bundesanzeiger Nr. 204 vom 20. Oktober 1951) 
die Gewährung oder die Höhe der Leistungen von 
anderem Einkommen abhängig ist, bleiben die Er- 
höhungsbeträge, die für die Monate Januar bis ein- 
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Erhöhungsbeträge für den in Satz 1 genannten Zeit- 
raum sind ferner bei der Gewährung von Über- 
gangsgeld während der Durchführung von Maßnah- 
men zur Erhaltung, Besserung oder Wiederherstel- 
lung der Erwerbsfähigkeit durch einen Rentenver- 
sicherungsträger und bei der Gewährung von Lei- 
stungen aus der Arbeitslosenversicherung, der Ar- 
beitslosenhilfe sowie der Altershilfe für Landwirte 
nicht zu berücksichtigen. 


(2) Absatz 1 gilt auch für Versorgungsbezüge 
nach den Vorschriften des Gesetzes zur Einführung 
des Bundesversorgungsgesetzes im Saarland vom 
16. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1292), soweit 
ihre Gewährung oder Höhe von anderem Einkom- 
men abhängig ist. Im übrigen gilt Absatz 1 im Saar- 
land mit der Maßgabe, daß das Bundesentschädi- 
gungsgesetz und das Lastenausgleichsgesetz unter 
Berücksichtigung ihrer im Saarland geltenden Fas- 
sung anzuwenden sind. 

§ 14 

(1) Jedem Rentenempfänger ist eine schriftliche 
Mitteilung über die Höhe seiner Rente, die ihm vom 
1. Januar 1966 an zusteht, zu geben. 

(2) Ergibt eine spätere Überprüfung, daß die An- 
passung fehlerhaft ist, so ist sie zu berichtigen. 
Die Rente ist in ihrer bisherigen Höhe bis zum 
Ablauf des Monats zu gewähren, in dem der Be- 
richtigungsbescheid zugestellt wird. Eine Rückforde- 
rung überzahlter Beträge findet nicht statt. Die Be- 
richtigung ist nur bis zum 31. Dezember 1966 zu- 
lässig. 

(3) §§ 627 und 1300 der Reichsversicherungs- 
ordnung, § 79 des Angestelltenversicherungsgeset- 
zes und § 93 Abs. 1 des Reichsknappschaftsgesetzes 
bleiben unberührt. 

§ 15 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 16 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 

schließlich Mai 1966 auf Grund der Vorschriften die- 
ses Gesetzes zu leisten sind, für den genannten Zeit- 
raum bei den Ermittlungen des Einkommens unbe- 
rücksichtigt. Die Erhöhungsbeträge für den in Satz 1 
genannten Zeitraum sind ferner bei der Gewährung 
von Übergangsgeld während der Durchführung von 
Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung oder Wieder- 
herstellung der Erwerbsfähigkeit durch einen Ren- 
tenversicherungsträger und bei der Gewährung von 
Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung, der 
Arbeitslosenhilfe sowie der Altershilfe für Land- 
wirte nicht zu berücksichtigen. 

(2) unverändert 


§ 14 

unverändert 


§ 15 

unverändert 

§ 16 

unverändert 
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